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6. Solidarität (Beispiele)

Vom „Druck der Straße“*

„Volksverhetzend“ nannte Kanzler
Kohl die bundesweiten DGB-Aktionen am
6. März gegen die Änderimg des § 116
AFG. Es werden nicht die letzten sein, wie
die Gewerkschaften prophezeien.

Es war ein Tag der Rekorde im hohen
Norden der Republik. Die größten Ge-
werkschaftskundgebungen seit Bestehen
der Bundesrepublik wurden aus Bremen
(23000 Teilnehmer), Cuxhaven (1500
Teilnehmer), Emden (10000 Teilnehmer),
Hamburg (106800 Teilnehmer), Neumün-
ster (3200 Teilnehmer) und Oldenburg
(9000 Teilnehmer einschließlich der 3000
in Delmenhorst) gemeldet. Auch die Ver-
waltungsstellen Bergedorf und Elmshorn
(mit fünf Einzelkundgebungen) berichten
von den größten Demonstrationen seit
über 40 Jahren.

In vielen Städten und Orten beteiligten
sich Arbeitnehmer und ganze Belegschaf-
ten außerhalb der Metallwirtschaft zum
ersten Mal geschlossen an Protestkundge-
bungen gegen die Änderung des Paragra-
phen 116.

So legten die Beschäftigten der Cuxha-
vener Fischereibetriebe die Arbeit nieder
und gingen geschlossen zur Kundgebung.

In Puttgarden verzögerte sich die Ab-
fahrt der beiden deutschen Fährschiffe
zwischen Fehmarn und Dänemark, weil
die zusammen 700köpfige Belegschaft an
Bord Betriebsversammlungen durch-
führte.

In Bergedorf beteiligten sich Arbeit-
nehmer der Stadtreinigung mit Müllfahr-
zeugen an den Protesten.

In Kiel fiel die besonders starke Teil-
nahme von Bauarbeitern an der Demon-
stration und Kundgebung auf. Wie in
Hamburg nahmen zahlreiche Polizeibe-
amte an den drei Kieler Kundgebungen
teil.

* Auszug aus: „metall“ Nr. 6/20. März 1986, S. 12 ff.
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Geschäftsführer mehrerer Firmen in
Wilhelmshaven entschuldigten sich bei
Betriebsräten und Vertrauensleuten für
innerbetriebliche Aushänge gegen die
DGB-Aktionen. Sie erklärten, daß die
Droh-Aushänge auf Druck des Arbeitge-
berverbandes aufgehängt worden seien.

Im katholischen Papenburg sprach ein
Geistlicher auf der DGB-Kundgebung und
verurteilte die geplante Änderung des
Streikparagraphen als „nicht mit der
christlichen Soziallehre vereinbar.“

Aus mehreren niedersächsischen Städ-
ten wurde von ÖTV-Kollegen über eine
Anordnung des Innenministeriums in
Hannover berichtet, mit der die Vorge-
setzten angewiesen worden waren, am 6.
März keine Urlaubs- oder Krankmeldun-
gen zu akzeptieren.

„Nicht mit uns“, sagten Werftarbeiter
der Thyssen Nordseewerke in Emden, de-
nen die Geschäftsleitung Drohbriefe ins
Haus geschickt hatte. „Vielleicht wären
sonst ein paar weniger gekommen“, er-
klärte einer. „Aber nach den Drohbriefen
konnte keiner mehr wegbleiben: Ein Ost-
friese läßt sich nicht unter Druck setzen.“

Rund 25000 Demonstranten versam-
melten sich vor dem Bernner Rathaus
Schöneberg, in dem der „Umfaller“ Eber-
hard Diepgen (CDU) regiert. Vor kurzem
erklärte er doch noch auf Betriebsver-
sammlungen, beim 116 gebe es „keinen
Handlungsbedarf“. Jetzt unterstützt er
die Bonner Regierungspläne, die von der
ÖTV-Vorsitzenden Monika Wulf-Mathies
in Berlin als „schändliches Machwerk“
bezeichnet wurden. Allein 15000 Metaller
aus 70 Betrieben nahmen an der DGB-
Kundgebung teil. Sie erreichten den
John-F.-Kennedy-Platz mit zehn Reise-
bussen, 75 BVG-Bussen und einem U-
Bahn-Sonderzug aus Siemensstadt.

Ein von der IG Metall gecharterter Son-
derzug der U-Bahn brachte die Kundge-
bungsteilnehmer aus Spandau („bei Ber-
lin“) und Siemensstadt ins Zentrum. Zum
Nulltarif selbstverständlich konnten die
Beschäftigten der AEG-Bahnfabrik und
mehrerer Siemens-Betriebe zusteigen. Os-
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ram-Kollegen trugen ein Transparent mit
der Aufschrift: „Wer kämpft, kann verlie-
ren, wer nicht kämpft, hat schon verlo-
ren.“

100000 Arbeitnehmer legten am 6.
März im Bezirk Hannover (130000 in ganz
Niedersachsen) an insgesamt 18 Orten
stundenweise die Arbeit nieder. Den Auf-
takt bildeten 30000 VW-Arbeiter, die be-
reits morgens um 10 Uhr zur Protestkund-
gebung des DGB vor das Rathaus mar-
schierten. Mit insgesamt 33000 Menschen
erlebte Wolfsburg damit die größte De-
monstration nach Kriegsende.

Weitere Schwerpunkte waren Braun-
schweig und Hannover: Während auf dem
Braunschweiger Kohlmarkt 17000 Arbeit-
nehmer aus dem Raum Peine, Helmstedt,
Wolfenbüttel, Salzgitter und Goslar zu-
sammenkamen (weitere 5000 aus Salzgit-
ter blieben auf den Zufahrtswegen hän-
gen), zogen in der Landeshauptstadt Han-
nover 30000 Arbeitnehmer, davon 20000
Metaller aus 46 Betrieben, auf die Straße.
Sie sammelten sich an neun im Stadtge-
biet verstreuten Protestorten.

Trotz massiver Drohungen der Ge-
schäftsleitungen folgten dem Aufruf des
DGB auch in kleineren Städten wie Lüne-
burg 1500, Herzberg 350, Bad Lauterberg
600, Holzminden 700, Alf eld 700 und Bo-
denwerder 200 Arbeitnehmer.

Fast geschlossen beteiligten sich die
VW-Arbeiter und -Angestellten aus allen
sechs inländischen VW-Werken Wolfs-
burg, Hannover, Emden, Braunschweig,
Salzgitter und Kassel mit insgesamt 67000
Teilnehmern. In Hannover fiel bei VW
durch Protestkundgebung und Betriebs-
versammlung über acht Stunden die Pro-
duktion aus, in Wolfsburg schätzte die
Werksleitung einen Ausfall von 500 bis
600 Fahrzeugen.

Nicht beirren ließen sich die Beschäf-
tigten der metallverarbeitenden Bison-
Werke in Springe bei Hannover. Als die
Geschäftsleitung jedem Arbeitnehmer
bei Verlassen des Arbeitsplatzes „arbeits-
rechtliche Konsequenzen“ androhte,
schickte die zuständige IG Metall Hameln
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jedem der 630 Beschäftigten noch am 5.
März einen Brief ins Haus. „Es hat prima
geklappt“, meinte der stellvertretende
Betriebsratsvorsitzende Lothar Hoff-
mann, „wir hatten bei der Kundgebung
auf dem Springer Marktplatz fast 1000
Leute. Das ist für Springe einmalig.“

Bei Hanomag in Hannover setzte die
Geschäftsleitung die Daumenschrauben
an. Schon vormittags drohten Meister und
Abteilungsleiter den über 1000 Beschäf-
tigten mit der fristlosen Entlassung bei
Strafe der Teilnahme an der DGB-Kund-
gebung. Dann standen die Vorgesetzten
an den Stempeluhren: „Du brauchst mor-
gen nicht wiederzukommen.“ Trotzdem
zogen 150 Kollegen vors Tor, um an der
Veranstaltung im hannoverschen Ortstell
Ricklingen teilzunehmen.

Obwohl die Geschäftsleitung der AEG
Hameln den Betriebsräten noch im Vor-
feld zum 6. März signalisiert hatte, es
werde „nichts passieren“, hing morgens
zum Frühstück ein massives Drohschrei-
ben am Schwarzen Brett. Der Betriebsrat
reagierte schnell: Eine Stunde später
wurde ein eigens aufgesetztes Flugblatt
der IG Metall an „alle Arbeitnehmer der
AEG“ verteilt. Betriebsratsmitglied Det-
lev Feuerhake: „Unsere Metaller hatten
keine Angst, 500 haben sich an der Pro-
testkundgebung beteiligt. Das war eine
feine Sache.“

Bei der 334 Beschäftigte zählenden Ma-
schinenfabrik Kurt Neubauer aus Wolfen-
büttel riß Personalchef Wiche höchst-
richterlich die Plakate des DGB vom
Schwarzen Brett, der Betriebsrat hängte
sie anschließend wieder auf. Darüber hin-
aus versuchte Wiche am 4. März mit einer
einstweiligen Verfügung, die Arbeitsnie-
derlegung zu verhindern. Das Arbeitsge-
richt wies den Antrag ab.

Ebenso wurde ein noch am Donnerstag
vormittag gestellter Antrag der Siemens
AG in Braunschweig, ihrem Betriebsrats-
vorsitzenden Rolf Ilsemann zu untersa-
gen, zur Teilnahme an der Demonstration
aufzurufen, vom Arbeitsgericht zurückge-
wiesen. Dennoch stand um 13 Uhr Perso-
nalchef Veselky persönlich am Tor, um
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die Beschäftigten unter Druck zu setzen -
zuvor zugesagte Passierscheine wurden
plötzlich verweigert. 150 Beschäftigte zo-
gen trotzdem zur Kundgebung.

Noch am Morgen des 6. März versuchte
die Geschäftsführung der Gebrüder
Jämmrich KG in Hildesheim per einstwei-
liger Verfügung gegen die bevorstehen-
den Arbeitsniederlegungen vorzugehen.
Doch das Arbeitsgericht Hildesheim wies
den Antrag ab. Um sich nicht zu blamie-
ren, hielt die Firmenleitung ihre Bauch-
landung vor den 40 Beschäftigten geheim.
Betriebsratsvorsitzender Heinrich Köh-
ler: „Wir haben geschlossen an der Kund-
gebung teilgenommen.“

Mit einer ganzen Bandbreite von Re-
pressalien versuchte die Firma Electro-
lux-Kern GmbH in Göttingen, die Beleg-
schaft einzuschüchtern. Das Gegenteil
wurde erreicht: die Belegschaft solidari-
sierte sich, viele traten spontan in die IG
Metall ein.

Im Fall der Goslar er Firma Uhlig-Rohr-
bogen versuchte der Verband der nieder-
sächsischen Metallindustriellen, Zivilge-
richte und Amtsgerichte gegeneinander
auszuspielen. Der Erfolg: die Belegschaft
fuhr geschlossen zur Demonstration.

Zur größten Kundgebung im Pott
strömten in Dortmund rund 60000 Ge-
werkschafter zusammen, mit 520 Bussen
und in drei Sonderzügen waren sie ange-
reist. Zusammen mit den vielen tausend
Dortmundern, die die Arbeit niedergelegt
hatten, zogen sie in sieben Marschsäulen
aus allen Ecken der Stadt zur zentralen
Kundgebung auf dem Alten Markt, in ei-
nem wahren Meer von Transparenten al-
ler Einzelgewerkschaf ten.

Die einstweilige Anordnung, die die
Detmolder Firma Hanning Fertigungs-
technik gegen die IG Metall beim Arbeits-
gericht ohne Anhörung über Nacht er-
wirkt hatte, sorgte in dem Betrieb mit 70
Beschäftigten erst recht für die richtige
Mobilisierung. Die Hälfte der Kollegin-
nen und Kollegen legte die Arbeit nieder,
fuhr mit über 700 Detmolder Metallern
nach Bielefeld.
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Bielefeld erlebte mit 12000 protestie-
renden Gewerkschaftern die größte
Kundgebung seit 1976. Ein Großteil der
Betriebe in Bielefeld stand still. Trotz
mehrerer einstweiliger Verfügungen ka-
men die Arbeitnehmer aus dem ganzen
ostwestfälischen Raum in die Sennestadt,
zogen in drei großen Demonstrationszü-
gen zur Innenstadt.

In 45 Betrieben in Ennepetal, Gevels-
berg, Schwelm und Volmerstein stand die
Produktion: die Kolleginnen und Kolle-
gen protestierten auf dem Roten Platz in
Gevelsberg. 3500 waren es. Die Polizei tat
sich mit dem Schätzen schwer, „weil wir
so eine große Kundgebung noch nie hat-
ten“.

Aus neun IG Metall-Verwaltungsstel-
len des Bezirks Hagen protestierten die
Kolleginnen und Kollegen in Hagen.
10000 waren es zusammen. Im ganzen Be-
zirk waren 35000 Metaller beim Protest
dabei. Die Hagener Arbeitsrichter hatten
zwei Unternehmeranträge auf Erlaß von
einstweiligen Anordnungen gegen die IG
Metall abgelehnt.

Begeistert empfangen wurde in Hagen
der katholische Pfarrer König aus Hagen-
Haspe, zugleich Dekan im Seelsorgebe-
zirk Ruhrgebiet-Ost. Eine intakte soziale
Gesellschaft brauche intakte starke Ge-
werkschaften, sagte er: „Arbeit geht vor
Kapital!“

Erfolgsmeldung auch aus Osnabrück:
4000 protestierten bei der Kundgebung.
Im Schmiedewerk Krupp-Klöckner stand
die Produktion.

Auch Kollegen aus der Druckindustrie
protestierten während der Arbeitszeit: Im
Druckzentrum des Axel-Springer-Verlags
in Essen-Kettwig stoppten die Kollegen
der Frühschicht am 6. März um 11 Uhr die
Rotationsmaschinen, um pünktlich um 13
Uhr in Dortmund dabei zu sein. Die ge-
samte Springer-Rotation stand für viele
Stunden.

Rund 2500 Arbeitnehmer beteiligten
sich an der dezentralen Kundgebung des
DGB in Mettmann. Trotz einer einstweili-
gen Anordnung, die die Firma Mittel-
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mann gegen eine Beteiligung an den De-
monstrationen erwirkt hatte, verließen al-
lein über 100 „Mittelmänner“ den Be-
trieb.

Schon zum vierten Mal ging die Früh-
schicht der drei Dortmunder Hoesch-
Stahl-Werke während der Arbeitszeit auf
die Straße, legte den Betrieb still. Bis zu
250 Mark Lohneinbußen nahmen viele
Kollegen bisher in Kauf, „damit der AFG
116 bleibt wie er ist“.

Unter den 60000 in Dortmund wurden
die 80 Metallerinnen der Firma Vedder
besonders herzlich begrüßt. In dem rei-
nen Frauenbetrieb stand zum ersten Mal
überhaupt „der Laden“. So wie bei der
Firma Muckenhaupt in Hattingen; auch
hier legten Kollegen zum ersten Mal über-
haupt die Arbeit nieder. Einer der schön-
sten Sprüche: „Herr, vergib ihnen nicht,
denn sie wissen genau, was sie tun.“

Am Nachmittag vor dem bundesweiten
Protesttag fuhren die Hattinger Metaller
mit ihrem Lautsprecherwagen noch ein-
mal alle Wohnviertel der kleinen Ruhr-
stadt ab, forderten zur Kundgebung auf.
Das erfreuliche Ergebnis der „Werbe-
kampagne“: Dichtgedrängt standen 5000
Menschen am 6. März im Regen auf dem
Untermarkt; nicht nur Arbeitnehmer hat-
ten „ihre“ Betriebe verlassen, viele Bür-
ger, Hausfrauen und Rentner auch ihre
Wohnungen.

Trotz strömenden Regens Riesen-De-
mos im Ballungsgebiet Rhein-Main:
10000 in Frankfurt, 10400 in der Verwal-
tungsstelle Darmstadt, 5500 in Hanau und
5000 Demonstranten in Offenbach ließen
keinen Zweifel: unser Kampf geht noch
lange weiter! Die größte Veranstaltung,
die der DGB in Wiesbaden in den letzten
Jahren erlebte: 4300 Gewerkschafter
nahmen an vier Kundgebungen teil. In
der Wiesbadener Innenstadt wurde der
Verkehr lahmgelegt.

Fast 20000 protestierende Gewerk-
schafter: Erneut Riesenkundgebungen in
Kassel. Allein vor dem Haupttor von VW
in Baunatal versammelten sich 17000
Metaller aus Früh-, Normal- und Spät-
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schicht; die Produktion stand still. Rund
7000 waren vor dem Kasseler Rathaus,
weitere 400 nahmen in Hofgeismar an
Protestaktionen teil - trotz zahlreicher
Abmahnungen.

Rund 500 Menschen drängelten sich
unter Regenschirmen, als vor dem Lim-
burger Rathaus Irmgard Blättel sprach,
im Vorstand der CDU-Sozialausschüsse
die Stellvertreterin von Norbert Blüm.
Die Gewerkschafterin forderte die CDU-
Kollegen wie alle Bürger auf, sich nicht
verunsichern zu lassen.

Das war wohl nichts: Persönlich wurde
jedem Beschäftigten bei Richard Klinger
in Idstein (Taunus) in der Frühe des 6.
März ein Brief in die Hand gedrückt. Ne-
ben altbekannten Drohungen fand sich
darin der Appell an „Vernunft und Ver-
antwortungsbewußtsein“, doch bitte „die
politische Diskussion nicht in den Betrieb
zu tragen, den Betriebsfrieden dadurch zu
gefährden und sich selbst zu schaden“.
Die Belegschaft handelte vernünftig -
und demonstrierte.

Das halbe Saarland auf den Beinen: In
Saarbrücken schlossen sich 12000 den
Sternmärschen zum St.-Johanna-Markt
an, hörten dort den Vorsitzenden der
Postgewerkschaft, Kurt van Haaren: „Un-
sere Proteste werden an Schärfe noch zu-
nehmen, wenn die Regierung uns macht-
politisch vorführen will!“ In Homburg/
Saar machten 10000 ihren Widerstand ge-
gen die Bonner Pläne deutlich.

Protest im Bezirk Stuttgart: Rund
150000 Kolleginnen und Kollegen demon-
strierten gegen den Abbau unseres
Streikrechts.

Toll, die Aktionen der Kolleginnen und
Kollegen in Neckarsulm! Wieder demon-
strierten 8000 Metaller für unser Streik-
recht. Darunter mit 3100 Metallern er-
neut fast die gesamte Spätschicht von
Audi. Die Audi-Kollegen legten zum vier-
ten Mal die Arbeit nieder, verzichten da-
mit insgesamt nahezu auf einen ganzen
Tageslohn.

Unternehmer Rosch, Vorstandsmit-
glied beim Kraftfahrzeugverband Südba-
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den, flippte aus. Als die Beschäftigten sei-
nes „Autohauses Buhri“ von der Demo am
Freiburger Rathausplatz (3000 Teilneh-
mer) zurückkehrten, hatte Rosch die
Werkstattüren verrammelt: Für den Rest
des Arbeitstages blieben die Kollegen
ausgesperrt.

Von wegen Waldesruh' und Schwarz-
waldidylle: In der Verwaltungsstelle
Schramberg, gesegnet mit strammen
CDU-Mehrheiten, legten 3500 Kollegen
die Arbeit nieder. Denn auch hier in deut-
schen Urlaubslanden ist den Metallern
bei Heckler & Koch, bei Mauser, Jung-
hans oder Kienzle längst klar geworden:
„Wir müssen endlich etwas tun gegen den
Abbau unserer Rechte!“

Sternmärsche durch die Innenstadt,
dann hörten 20000 Stuttgarter DGB-Chef
Ernst Breit: „Wer das Streikrecht aushe-
belt und die Streikfähigkeit untergräbt,
greift Recht und Würde der arbeitenden
Menschen an!“ In Sindelfingen demon-
strierten weitere 8000 - überwiegend Be-
schäftigte von Daimler-Benz.

12000 protestierende Kollegen an
sechs verschiedenen Orten versammelten
sich in der Verwaltungsstelle Esslingen.
Besonders öffentlichkeitswirksam: der
Autokorso mit 90 Fahrzeugen zwischen
Wendungen und Nürtingen.

Großveranstaltungen gab's auch in
Reutlingen (5000), Friedrichshafen
(4000), Mannheim, Ulm und Heidenheim
(jeweüs 3000 Teilnehmer).

Im DGB-Landesbezirk Bayern machten
rund 118000 Arbeitnehmer ihrem Unmut
gegen die geplante Änderung des Para-
graphen 116 Luft. 18000 Menschen ver-
sammelten sich in München auf dem Ma-
rienplatz; in den großen Betrieben wie
etwa BMW standen vorübergehend die
Bänder still.

Mehr als 8000 Arbeitnehmer - darun-
ter 5000 Metaller - nahmen auf dem
Augsburger Rathausplatz an der Protest-
kundgebung teil. 150 waren es in Rothen-
burg, 500 in Amper-Lech, 1000 in Bam-
berg, 2000 in Aschaffenburg, 3700 in Din-
golfing (BMW-Werk 2), 3000 in Würzburg,
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7000 in Schweinfurt, 15000 in Ingolstadt.
Die mächtigste Demonstration mit 30000
Teilnehmern fand in Nürnberg statt.

Arbeitslose:
Hände weg vom § 116 AFG

Solidaritätsadresse
der Arbeitslosentreffs
Gladbeck und Bottrop

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Arbeitslosentreffs Bottrop und
Gladbeck solidarisieren sich mit Eurem
Kampf gegen die Änderung des § 116
AFG zu Lasten der Arbeitnehmer.

Arbeitslose sind auch Arbeitnehmer,
nur sind sie ihre Arbeit los. Und weil wir
eben auch Arbeitnehmer sind, stehen wir
eindeutig auf Eurer Seite, wenn es darum
geht, daß die Damen und Herren da oben,
die uns schon längst aus ihrer Politik und
der Gesellschaft abschieben, nun auch die
Gewerkschaften aus dem gesellschaftli-
chen Kräfteverhältnis faktisch ausgren-
zen und zu Befehlsempfängern degradie-
ren wollen.

Das paßt zusammen wie Stücke aus ei-
nem Puzzle-Spiel: Als Arbeitslose erleben
wir seit langem die Folgen dieser Politik
am eigenen Leibe. Die Mechanismen zur
Ausgrenzung aus dem Leistungsbezug des
AFG sind in unglaublicher Weise erwei-
tert worden. Immer mehr Arbeitslose er-
halten immer weniger oder gar kein Geld
mehr.

Daß es Massenarbeitslosigkeit in dieser
Gesellschaft - mittlerweile seit 10 Jahren
- gibt, ist ein Skandal. Daß die Bundesan-
stalt für Arbeit in einer solchen Situation
Überschüsse in Milliardenhöhe machen
kann, ist menschenverachtend und eine
Sauerei ersten Ranges.
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Die Änderung des § 116 ist die Auswei-
tung der Rechnung: Der Verarmung der
arbeitslosen Individuen soll die Verar-
mung der Arbeitnehmerschaft und ihrer
Organisationen folgen.

Daß die Arbeitgeber wieder einmal die
Nutznießer dieser Neuverteilung von
Macht sind, daß die Aussperrung als
Machtmittel der Arbeitgeber dazu dient,
Unternehmenspolitik ganz ungehindert
als Risiko der Arbeitnehmer abzusetzen,
daß die Möglichkeiten zur weiteren Erhö-
hung der Unternehmergewinne wieder
einmal vermehrt und ausgeweitet wer-
den, ist bestimmt kein unbeabsichtigtes
Ziel dieses politischen Handstreichs.

Die Strategie der „Pferdeäpfel-Theo-
rie“ ist ganz eindeutig zu verfolgen: „Gib
den paar großen Pferden ordentlich zu
fressen, dann fällt für die vielen kleinen
Spatzen auch etwas ab.“

Die Regierenden dieser Republik - das
muß man ihnen lassen - verfolgen ihren
Weg des Sozialabbaus und der Entrech-
tung der Mehrheit der Bevölkerung kon-
sequent!

Unsere gemeinsame Aufgabe muß es
deshalb sein, mindestens ebenso konse-
quent in Solidarität gegen diese men-
schenverachtende Politik anzugehen. In
diesem Kampf sind alle gefordert: die Ar-
beitnehmer in den Betrieben und die Ar-
beitnehmer außerhalb der Betriebe!

Mit solidarischen Grüßen

Für die arbeitslosen Kolleginnen und
Kollegen in den Treffs:

Axel Lippek
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Künstler und Wissenschaftler
gegen Änderung des § 116 AFG

Künstler gegen Änderung
des § 116
Arbeitsförderungsgesetz*

Am 18. Dezember 1985 verabschiedete
das Bundeskabinett einen Gesetzentwurf,
durch den § 116 AFG geändert werden
soll: die Bundesanstalt für Arbeit soll au-
ßerhalb eines Streikgebietes an indirekt
von einem Arbeitskampf betroffene Ar-
beitnehmer kein Arbeitslosen- und Kurz-
arbeitergeld mehr zahlen dürfen.

Dies bedeutet, daß die bisherige
Rechtssituation, nach der das Arbeitsamt
in solchen Fällen seine Leistungen grund-
sätzlich nicht verweigern darf, zu Lasten
aller arbeitenden Menschen ins direkte
Gegenteil verkehrt wird.

In einer Zeit, in der Massenarbeitslosig-
keit herrscht, steht für Unternehmer und
Regierung nicht deren Bekämpfung, son-
dern die Aushöhlung des Streikrechts im
Vordergrund. Damit zeigt sich eines der
grundlegenden Ziele der politischen
Wende: den arbeitenden Menschen in
diesem Land soll das wesentliche Instru-
ment, das sie zur Verteidigung ihrer Inter-
essen besitzen, das Streikrecht, aus der
Hand genommen werden. Damit würde
ihre soziale Position entscheidend ge-
schwächt und ein Grundrecht bis zur Un-
kenntlichkeit verstümmelt. Die Aussper-
rungsmöglichkeiten der Unternehmer
bleiben voll erhalten, Arbeitnehmer kön-
nen nur noch ganz begrenzt streiken -
dies ist das Gegenteil von „Neutralität“.

Wir wenden uns entschieden gegen die-
sen dreisten Versuch, unseren Staat zum
Unternehmer-Staat zu machen. Eine Ein-
schränkung des Streikrechts beschädigt
die Freiheit und Demokratie in unserem
Land. Ohne sie können auch Künstler
nicht leben und arbeiten. Deshalb sind
wir gegen eine Änderung des § 116 AFG
und unterstützen den DGB und seine Ge-
werkschaften im Kampf gegen die Aus-
höhlung des Streikrechts.
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Aufruf
Berliner Wissenschaftler**

Die Bundesrepublik Deutschland ist
nach dem Auftrag ihrer Verfassung eine
soziale Demokratie (Art. 20 Abs. 1 Grund-
gesetz). Bestandteil dieses Verfassungsge-
bots ist das Recht der Gewerkschaften zu
selbstbestimmtem Handeln, wozu vor al-
lem die freie Betätigung im Betrieb, das
Streikrecht und das Recht zur Gestaltung
von Tarifverträgen gehört.

Diese wesentlichen Verfassungsgrund-
sätze haben die „Väter“ des Grundgeset-
zes vor dem historischen Hintergrund der
durchlebten Nazidiktatur bewußt festge-
legt, um ein Umschlagen wirtschaftlicher
Macht in politische Diktatur zu verhin-
dern. Diese Verfassungsgrundsätze müs-
sen in der derzeitigen Diskussion um das
Streikrecht als gefährdet gelten.

Im Vordergrund der Pläne des Gesetz-
gebers stehen die Veränderungen des §
116 des Arbeitsförderungsgesetzes. Initia-
tiven aus den Reihen der Regierungspar-
teien CDU/CSU und FDP sehen vor, Be-
schäftigten, die außerhalb umkämpfter
Tarifgebiete wegen Streik bzw. wegen
Aussperrung zur Kurzarbeit gezwungen
sind, künftig kein entsprechendes Kurzar-
beitergeld mehr zu bezahlen. Dies hätte
zur Folge, daß die „kalt“ ausgesperrten
Arbeitnehmer entweder ohne Geld daste-
hen oder aber Unterstützung aus dem ge-
werkschaftlichen Streikfonds fordern
müßten. Praktisch wären damit künftige
Tarifauseinandersetzungen nicht mehr
auf ein Tarifgebiet beschränkt, sie müß-
ten vielmehr, durch die „kalte Aussper-
rung“ bedingt, immer bundesweit geführt

* Unterzeichnet u. a. von: Günter Grass, Ingeborg
Drewitz, Martin Held, Curt Bois, Hans Neuenfels,
Siegfried Lenz, Erika Pluhar, Franz-Josef Degen-
hardt, Johannes Mario Simmel, Klaus Staeck, Her-
bert Grönemeyer, Klaus-Lage-Band.

** Unterzeichnet von rund 200 Professoren und Hoch-
schullehrern aller großen Berliner Universitäten, u.
a. von: Peter Hübner und Klaus Künkel (Vize-
präsidenten der Freien Universität und Technischen
Universität), Ulrich Roloff-Momin (Präsident der
Hochschule der Künste), Frieder Naschold
(Direktor am Wissenschaftszentrum Berlin, WZB).
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werden. Selbst große Gewerkschaften wie
die IG Metall wären binnen kurzer Zeit fi-
nanziell ausgeblutet. Alle juristischen
Spitzfindigkeiten dürfen deshalb nicht
darüber hinwegtäuschen: Hinter diesen
Plänen steht der politische Wille, das
Streikrecht in der Bundesrepublik auf
kaltem Wege einzuschränken oder abzu-
schaffen. Der entscheidende Schritt einer
Veränderung des § 116 AFG wäre der vor-
läufig letzte in einer Kette von Einschrän-
kungen gewerkschaftlicher Handlungsfä-
higkeit, die bereits durch Richterspruch
vollzogen wurden (Streikbrechereinsatz
von Beamten, geplante Restriktionen bei
Warnstreiks, erweiterter Spielraum bei
Aussperrungsmaßnahmen der Arbeitge-
berseite).

Alle diese Tendenzen der Rechtsspre-
chung, besonders aber die geplanten Ver-
änderungen des Arbeitsf örderungsgeset-
zes zielen ins Herz der Koalitionsfreiheit
und damit der gewerkschaftlichen Hand-
lungsfähigkeit.

Der Streik ist kein Selbstzweck. Er ist
das Mittel der gewerkschaftlich organi-
sierten abhängig Beschäftigten, sich
durch gemeinsame Arbeitsniederlegung
gegen die strukturelle Übermacht der Ar-
beitgeberseite zu wehren, die über den
Besitz an den Produktionsmitteln Herr-
schaft in Wirtschaft, Gesellschaft und Be-
trieb ausübt. Ohne die Mittel gemeinsa-
mer Gegenwehr, ohne die gewerkschaftli-
che Solidarität im Handeln wären wesent-
liche soziale Errungenschaften nicht er-
reicht worden, die uns heute selbstver-
ständlich erscheinen. Dazu gehören der 8-
Stunden-Tag und kürzere Wochenarbeits-
zeiten, tarifliche Urlaubsansprüche, die
Lohnfortzahlung für Arbeitnehmer im
Krankheitsfall, ein Mindestschutz bei Ra-
tionalisierungsmaßnahmen und vieles
mehr. Auch zukünftig würde es ohne die
verfassungsmäßige Garantie der gewerk-
schaftlichen Streikfähigkeit keinen Fort-
schritt bei der Gestaltung der Arbeitsbe-
dingungen, der Mitbestimmung und wei-
teren Versuchen zur tariflichen Arbeits-
zeitverkürzung geben.

Auch wenn wir die Unterschiede zwi-
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schen Bonn und Weimar nicht verkennen,
wollen wir doch daran erinnern: Die Ein-
schränkung autonomer gewerkschaftli-
cher Rechte durch die restriktive Recht-
sprechung des Reichsarbeitsgerichts und
die Beseitigung der Tarifautonomie in
den letzten Jahren der Republik waren
verhängnisvolle Etappen auf dem Weg
zur Errichtung der nationalsozialistischen
Herrschaft. Gerade Wissenschaftler, Poli-
tiker und Repräsentanten des öffentli-
chen Lebens standen damals mehrheit-
lich nicht auf der Seite der Republik. Dies
soll sich nicht wiederholen. Daher tut
auch das Engagement von Wissenschaft-
lern not.

Ohne wesentliche Rechte und Freihei-
ten der Arbeitnehmerorganisationen
wird die soziale Demokratie in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht überle-
ben. Es ist daher notwendig, diese Arbeit-
nehmerrechte zu erhalten und auszu-
bauen. Wir protestieren öffentlich gegen
die Absicht, diese Rechte weiter zu be-
schneiden und in der zentralen Frage des
Streikrechts auf kaltem Wege auszuschal-
ten.

Lokale Initiativen
und Aktivitäten

VW-Wolfsburg: Protestmarsch
vor dem Rathaus

Resolution der Belegschaft
des Volkswagenwerks
an den Rat der Stadt Wolfsburg*

§ 116 AFG darf nicht geändert werden
Die Arbeitnehmer des Volkswagen-

werks Wolfsburg sind empört über die
Absicht der Regierungsparteien CDU/
CSU und FDP, die Streikfähigkeit der Ge-
werkschaften zu untergraben.

Wir können keine Gesetzesänderung
zum Paragraphen 116 Arbeitsförderungs-

* vom 11. Dezember 1985.
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gesetz (AFG) akzeptieren, die das gel-
tende Recht zu Lasten der Arbeitnehmer
aufweichen würde. Der Rechtsanspruch
kalt ausgesperrter Arbeitnehmer außer-
halb umkämpfter Tarifgebiete auf Kurz-
arbeitergeld, wie er heute durch das Ar-
beitsförderungsgesetz und die Neutrali-
tätsanordnung der Bundesanstalt für Ar-
beit geregelt ist, muß erhalten bleiben.

Über 60000 VW-Arbeitnehmer waren
bereits im vergangenen Jahr von der kal-
ten Aussperrung betroffen. Wir werden
die Politiker aller Parteien nicht aus ihrer
Verantwortung für den sozialen Frieden
entlassen. Dies gilt insbesondere für die
nächsten Wahlen.

Es geht um die Erhaltung der gewerk-
schaftlichen Streikfähigkeit und zwar
nicht nur auf dem Papier, sondern in der
Praxis. Diese Position erwarten wir von al-
len Mitgliedern des Rates der Stadt
Wolfsburg.

Wir werden gemeinsam mit unserer
Gewerkschaft, der IG Metall, unsere In-
formations- und Mobilisierungskam-
pagne verstärken. Die Unternehmer, die
Bundesregierung und die Regierungspar-
teien CDU/CSU und FDP müssen weiter-
hin mit unserer Entschlossenheit zur Ver-
teidigung unserer Arbeitnehmerrechte
und unserer Handlungsfreiheit rechnen.

Wir werden wie heute weiterhin durch
betriebliche Protestaktionen und durch
öffentlichkeitswirksame Demonstratio-
nen nachhaltig unsere Bereitschaft unter-
streichen, für die Sicherung des Streik-
rechts zu kämpfen.

CDU setzt Debatte um
§116 ab*

Auch gestern nachmittag standen im
Volkswagenwerk wieder die Räder still:
Rund 10000 Beschäftigte der Spätschicht
machten sich auf zum Rathaus, um dort
gegen die Änderung des Paragraphen 116
des Arbeitsf örderungsgesetzes zu demon-
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strieren. Doch die VW-Angehörigen, die
eine Debatte über „§ 116“ erwartet hat-
ten, wurden enttäuscht: Auf Antrag der
CDU wurde die Diskussion nämlich er-
satzlos gestrichen.

Tumultartige Szenen unter den empör-
ten Zuhörern auf der hoffnungslos über-
füllten Ratstribüne und ein anhaltendes
Pfeifkonzert waren die Folge. Fünf Minu-
ten lang konnte man sein eigenes Wort
nicht mehr verstehen. Dabei schien der
Antrag der Grünen, der Wolfsburger Rat
möge den Bundestag auffordern, die Ge-
setzesanträge zum Streikparagraphen ab-
zulehnen, seinen normalen parlamentari-
schen Lauf zu nehmen. Sieghard Wilhelm,
Fraktionsvorsitzender der Grünen, ver-
wies darauf, daß durch die Änderungen
lediglich ein Abwälzen des Risikos von
Streikzahlungen vom Arbeitsamt auf die
Kommunen erfolge.

Doch dann stellte CDU-Fraktionsvor-
sitzender Manfred Kolbe den Geschäfts-
ordnungsantrag, die Forderung der Grü-
nen von der Tagesordnung abzusetzen
und brachte damit das Publikum in Auf-
ruhr. „Die CDU ist sich bewußt, daß der
Paragraph 116 an den Nerv der Gesell-
schaft geht, aber der Rat der Stadt Wolfs-
burg hat andere Zuständigkeiten“, so
Kolbe. Es gehe nicht direkt um kommu-
nale Belange und folglich habe man kein
Mitspracherecht.

Als außerordentlich delikat und poli-
tisch bedenklich titulierte SPD-Fraktions-
vorsitzender Ernst-Otto Banderob den
von der CDU-Ratsmehrheit inszenierten
Eklat. Als er diese Handlungsweise als
„Schweinerei erster Ordnung“ bezeich-
nete, mußte er sich dafür einen Ordnungs-
ruf des Oberbürgermeisters gefallen las-
sen. In namentlicher Abstimmung setzten
CDU und FDP die Debatte kurzfristig ab.

* aus: Wolfsburger Allgemeine Zeitung vom 12. De-
zember 1985.
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Stadt Frankfurt:

Antrag der SPD-Fraktion
im Stadtparlament*

Betr.: §116 Arbeitsförderungsgesetz

Die Stadtverordnetenversammlung
wolle beschließen:

Nach vielen anderen hat am 29.1.1986
auch das Präsidium des Deutschen Städ-
tetages Bedenken gegen die von der Bun-
desregierung geplante Änderung des
Streikparagraphen (§ 116 AFG) geäußert.

Die Stadtverordnetenversammlung
der Stadt Frankfurt fordert daher den
Präsidenten des Deutschen Städtetages
und Frankfurter Oberbürgermeister Dr.
Wallmann auf, auf die Bundesregierung
einzuwirken, ihren Gesetzentwurf zur Än-
derung des § 116 AFG zurückzuziehen.

Begründung:

Die geplante Änderung des § 116 AFG
verschiebt nicht nur in unerträglicher
Weise die Gewichte zwischen Gewerk-
schaften und Arbeitgebern bei Tarif aus-
einandersetzungen zu Lasten der Arbeit-
nehmer, sie schwächt die Kampfkraft der
Gewerkschaften gezielt und belastet in
der Folgewirkung die Sozial-Etats der
Kommunen in erheblichem Maße.

Darauf wies bereits der Hessische Städ-
tetag am 21. November 1985 in einem Be-
schluß hin:
„In der aktuellen Diskussion zum Neutra-
litätsgebot der Bundesanstalt für Arbeit
wird offenbar übersehen, daß die Träger
der Sozialhilfe den infolge von Arbeits-
kämpfen Hilfsbedürftigen nach dieser
eindeutigen Rechtslage Leistungen zu er-
bringen haben. Es wird damit zugleich
übersehen, daß die Kosten eines Arbeits-
kampfes damit - teilweise - auf die kom-
munale Seite abgewälzt werden. Das
kann von den Städten und Gemeinden
nicht unwidersprochen hingenommen
werden; denn die kommunalen
Haushalte werden durch die Steigerung
der Sozialhilfeausgaben direkt oder indi-
rekt (Kreisumlage) am stärksten belastet.
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In der ersten Jahreshälfte 1985 beläuft
sich die Steigerung der Sozialhilfeausga-
ben erneut auf 9 Prozent. Die
überdurchschnittliche Steigerung der
Sozialhilfeausgaben ist u. a. dadurch be-
dingt, daß das Leistungsniveau der Ar-
beitslosenunterstützung deutlich unter
den Regelsätzen der Sozialhilfe liegt und
der Anteil der Arbeitslosen, die weder Ar-
beitslosenhilfe erhalten, ansteigt, die So-
zialhilf eträger also zur Finanzierung eines
langfristigen Strukturproblems, nämlich
der Arbeitslosigkeit, herangezogen wer-
den.“

Die Stadtverordnetenversammlung wi-
derspricht daher ebenfalls dem Gesetzes-
vorhaben und fordert die Bundesregie-
rung auf, ihre Pläne zur Änderung des §
116 AFG aufzugeben.

*    Antrag 454 vom 5. Februar 1986. Die GRÜNEN IM
RÖMER stellten einen ähnlichen Antrag.
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